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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0224/09
von Giusto Catania (GUE/NGL), Roberto Musacchio (GUE/NGL), Vittorio Agnoletto (GUE/NGL), 
Vincenzo Aita (GUE/NGL), Umberto Guidoni (GUE/NGL) und Luisa Morgantini (GUE/NGL)
an die Kommission

Betrifft: Gebühr für Aufenthaltserlaubnis

Das italienische Parlament wird in Kürze eine Gesetzesverordnung zur Krisenbewältigung 
verabschieden.

Diese Gesetzesverordnung sieht die Einführung einer Aufenthaltserlaubnisgebühr vor. Die 
entsprechenden Einnahmen sollen an die Gemeinden fließen, in denen die ausländischen Bürger 
ihren Wohnsitz haben, und für Maßnahmen zur Unterstützung von (italienischen) Familien und für 
Kontrollen vor Ort verwendet werden. Darüber hinaus wird die Einführung des Straftatbestands der 
illegalen Einwanderung bestätigt.

Betrachtet die Kommission die Auferlegung zusätzlicher Kosten für die Erteilung oder Verlängerung 
einer Aufenthaltserlaubnis nicht als eine unverhältnismäßige und diskriminierende Maßnahme, die im 
Widerspruch steht zu Artikel 10 des Vorschlags für eine Richtlinie über ein einheitliches 
Antragsverfahren für eine kombinierte Erlaubnis für Drittstaatsangehörige zum Aufenthalt- und zur 
Arbeit im Gebiet eines Mitgliedstaates und über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 
Drittstaatsangehörige, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten (KOM(2007)0638), dem 
zufolge die Höhe der Gebühren verhältnismäßig sein muss und die tatsächlich entstandenen Kosten 
nicht überschreiten darf? Ist sie nicht der Ansicht, dass dies ferner im Widerspruch steht zu Artikel  9 
Absatz 2 des Europäischen Übereinkommens über die Rechtsstellung der Wanderarbeitnehmer (das 
von vielen Mitgliedstaaten, darunter Italien, unterzeichnet wurde), wonach die Aufenthaltserlaubnis 
kostenlos oder gegen Erstattung der reinen Verwaltungskosten erteilt und verlängert wird? Ist die 
Kommission nicht der Auffassung, dass die künftige Wertung der illegalen Einwanderung als 
erschwerender Umstand von Straftaten gegen europäisches Recht verstößt, wie bereits bei der 
Aussprache im Juni, bei der sich die Europäische Kommission zu Wort meldete, hervorgehoben 
wurde?
Welches Vorgehen plant die Kommission gegenüber der italienischen Regierung?


